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Betriebliche Mitbestimmung in der Lieferdienstbranche im Münsterland 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Essenslieferdienstbranche ist durch digitale Plattformmodelle und teils komplexe Subunter-
nehmerstrukturen geprägt. Gewerkschaften weisen darauf hin, dass bestimmte Beschäftigungs-
modelle Auswirkungen auf betriebliche Mitbestimmungsrechte haben können. Vor diesem Hinter-
grund stellt sich die Frage, welche Erkenntnisse der Landesregierung zur Situation im Münster-
land vorliegen. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8306 mit Schreiben 
vom 18. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Wirt-
schaft, Industrie, Klimaschutz und Energie beantwortet. 
 
 
1. In wie vielen Essenslieferdienstunternehmen im Münsterland (gemeint sind die Stadt 

Münster und die Kreise Steinfurt, Coesfeld, Borken und Warendorf) bestehen nach 
Kenntnis der Landesregierung Betriebsräte? (bitte nach Kreisen und kreisfreien 
Städten aufschlüsseln) 

 
Der Landesregierung liegen keine amtlichen Statistiken über Betriebsräte in Essenslieferdienst-
unternehmen vor. Betriebsräte werden in Deutschland nicht in einem öffentlichen Register er-
fasst. Nach den der Landesregierung zugänglichen Erkenntnissen besteht im Bereich der Es-
senslieferdienste im Münsterland ein Betriebsrat bei Lieferando (Betriebsrat Westfalen), der unter 
anderem Beschäftigte am Standort Münster vertritt. Darüber hinaus liegen der Landesregierung 
keine Erkenntnisse über bestehende Betriebsräte in Essenslieferdienstunternehmen im Münster-
land vor.  
 
 
2. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung darüber, inwieweit der Einsatz von 

Subunternehmern Auswirkungen auf die betriebliche Mitbestimmung haben kann? 
 
Der Landesregierung liegen keine belastbaren Erkenntnisse vor, aus denen sich ein genereller 
Zusammenhang zwischen dem Einsatz von Subunternehmen und der betrieblichen Mitbestim-
mung ableiten ließe. 
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Die betriebliche Mitbestimmung richtet sich nach den gesetzlichen Vorgaben des Betriebsverfas-
sungsgesetzes und ist von der jeweiligen betrieblichen Organisation abhängig.  
 
Die vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) beauftragte explorative Studie 
„Neue Formen der Arbeit“ befasst sich unter anderem mit Plattformarbeit und hebt die Bedeutung 
von Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft für die Gestaltung neuer und digitaler Beschäfti-
gungsformen hervor. Spezifische Aussagen zu den Auswirkungen des Einsatzes von Subunter-
nehmen auf die betriebliche Mitbestimmung enthält die Studie jedoch nicht.  
 
 
3. In welcher Weise berücksichtigen die Arbeitsschutzaufsicht oder andere zuständige 

Behörden komplexe Subunternehmerstrukturen bei Kontrollen? 
 
Die Arbeitsschutzverwaltung Nordrhein-Westfalen berücksichtigt im Rahmen ihrer Schwerpunkt-
setzung insbesondere Branchen, in denen Erkenntnisse über gehäufte Arbeitsschutzverstöße 
oder Beschwerden vorliegen. Hierzu zählen regelmäßig auch Branchen mit komplexen Subun-
ternehmerstrukturen, da diese bei der Überwachung und Durchsetzung der Arbeitsschutzvor-
schriften besondere Anforderungen an die Kontrolltätigkeit stellen. 
 
 
4. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung ergriffen oder plant sie, um die Durch-

setzung von Mitbestimmungsrechten und Arbeitsschutzstandards in plattformba-
sierten Branchen zu unterstützen? 

 
Die Landesregierung setzt sich für gute Arbeitsbedingungen, wirksamen Arbeitsschutz und eine 
starke betriebliche Mitbestimmung auch in neuen und plattformbasierten Beschäftigungsformen 
ein. Daher wird die Landesregierung auch die Lieferdienste stärker in die Verantwortung nehmen.  
Die Arbeitsschutzverwaltung NRW hat im Rahmen einer Pilotierung von April bis Juni 2026 Er-
kenntnisse über die Struktur und die Arbeitsschutzsituation von Lieferdiensten ermittelt. U.a. 
wurde festgestellt, dass bei den Lieferdiensten teilweise komplexe Subunternehmensstrukturen 
und Beschäftigungsformen vorhanden sind. Diese Erkenntnisse werden genutzt, um die Einhal-
tung konkreter Arbeitsschutzbestimmungen bei zukünftigen Arbeitsschutzkontrollen zielgerichtet 
überprüfen zu können. 
Die vom MAGS beauftragte explorative Studie „Neue Formen der Arbeit“ hat unter anderem die 
Auswirkungen von Plattformarbeit auf die Arbeitswelt in Nordrhein-Westfalen untersucht, und ne-
ben empirischen Erkenntnissen zur Plattformarbeit in Nordrhein-Westfalen Handlungsempfeh-
lungen für die Weiterentwicklung arbeitsmarktpolitischer Rahmenbedingungen entwickelt. Hierzu 
gehören auch Vorschläge zur Bedeutung von Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft im digita-
len Wandel, deren Umsetzung geprüft wird. 


